
US-Krieg als Asylgrund
Der früher in Deutschland sta-

tionierte und wegen des Irak-
Kriegs desertierte US-Soldat 

André Lawrence Shepherd kann mög-
licherweise politisches Asyl beanspru-
chen. Nach einem am Dienstag beim 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) in 
Luxemburg vorgelegten richterlichen 
Rechtsgutachten müssen die deutschen 
Gerichte hierzu noch mehrere Fragen 
klären. Das abschließende Urteil des 
EuGH wird voraussichtlich Anfang 
kommenden Jahres verkündet. (Akten-
zeichen: C-472/13)

Der heute 37jährige Shepherd war 
bei der US-Armee Berufssoldat und 
Wartungsmechaniker für Apache-
Kampfhubschrauber. Mit seiner in 
Deutschland stationierten Einheit war 
er ab September 2004 fünf Monate lang 
im Irak eingesetzt. Als er 2007 einen 
erneuten Einsatzbefehl in den Irak be-
kam, tauchte er zunächst bei deutschen 
Freunden unter und beantragte 2008 
Asyl. Er argumentierte mit dem völ-
kerrechtswidrigen Charakter des Irak-
Kriegs und damit, er wolle sich nicht 
weiter an »Kriegen gegen die Mensch-
lichkeit« beteiligen. Shepherd beruft 
sich auf die sogenannte EU-Qualifi-
kationsrichtlinie. Sie legt fest, welche 
Voraussetzungen für die Anerkennung 
als Flüchtling erfüllt sein müssen. Dem-
nach sind Deserteure zu schützen, wenn 
sie sich einem völkerrechtswidrigen 
Krieg entziehen und sie deswegen mit 
Verfolgung rechnen müssen.

Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge lehnte den Antrag im April 
2011 dennoch ab. Shepherd legte Ein-
spruch ein, das Verwaltungsgericht 
München rief im September 2013 den 
EuGH an. Dort legte nun die General-
anwältin beim EuGH, Eleanor Sharp-
ston, ihren sogenannten Schlussantrag 

zu dem Streit vor. Der Gerichtshof ist 
daran nicht gebunden, folgt dem aber 
fast immer. Nach Überzeugung Sharp-
stons gilt die Qualifikationsrichtlinie 
sogar unabhängig von einem UN-Man-
dat, das es für den Irak-Krieg nicht ge-
geben hatte. Zudem seien von ihr sämt-
liche Militärangehörige erfasst, also 
nicht nur kämpfende Soldaten, sondern 
auch Mechaniker wie Shepherd.

Folgt der EuGH auch in diesem Fall 
dem Gutachten der Generalanwältin, 
müssen deutsche Gerichte prüfen, ob 
die USA im Irak Kriegsverbrechen be-
gangen haben oder ob Shepherd zumin-
dest schlüssig befürchten durfte, in sol-

che Verbrechen verwickelt zu werden. 
Voraussetzung für Asyl in der EU ist 
laut Sharpston zudem, dass Shepherd 
als Berufssoldat seinen Dienst nicht 
regulär kündigen und auch keinen aus-
sichtsreichen Antrag auf Kriegsdienst-
verweigerung nach US-Recht stellen 
konnte. Shepherd macht geltend, dass 
er nicht jeden Kriegsdienst ablehne, 
sondern nur die Kriegsverbrechen. Soll-
te Shepherd in die USA zurückkehren, 
drohen ihm nach eigenen Angaben 
eine Freiheitsstrafe, die unehrenhafte 
Entlassung aus der Armee sowie damit 
verbunden große soziale Ächtung. Die 
deutschen Gerichte müssten daher auch 

prüfen, inwieweit dies als Verfolgung 
anzusehen ist.

Das internationale Kriegsdienst-
verweigerungsnetzwerk Connection 
e. V. und Pro Asyl, die Shepherds 
Verfahren seit Jahren unterstützen, 
erklärten ebenso wie sein Rechtsan-
walt am Dienstag, sie sähen sich »in 
ihrer Überzeugung bestätigt, dass ein 
Schutz für Deserteure auf der Basis 
der EU-Qualifikationsrichtlinie mög-
lich ist.« Shepherd selbst meinte: »Der 
Schluss antrag stimmt mich sehr opti-
mistisch, sowohl für mein Verfahren 
als auch für die Rechte von anderen 
Deserteuren.«

Gabriel bedient die Kohlelobby
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Katalanen wollen  
bindendes Referendum

Barcelona. Nach der inoffiziellen 
Volksbefragung in Katalonien strebt 
die Regierung der spanischen Regi-
on ein bindendes Referendum über 
die staatliche Unabhängigkeit an. 
Dies gab der katalanische Minis-
terpräsident Artur Mas (Foto) am 
Dienstag in Barcelona bekannt. In 
einem Schreiben an den spanischen 
Regierungschef Mariano Rajoy habe 
er vorgeschlagen, einen »perma-
nenten Dialog« aufzunehmen und 
die Bedingungen für eine solche 
Volksabstimmung festzulegen. Mas 
beklagte zahlreiche Versuche, den 
Ablauf der Volksbefragung zu stö-
ren. So habe es während der Abstim-
mung massive Internetangriffe auf 
das Computersystem der katalani-
schen Regierung gegeben. Die Atta-
cken hätten das elektronische System 
an den Rand des Zusammenbruchs 
und die medizinische Versorgung in 
Gefahr gebracht. »Dies war nicht das 
Werk einzelner Hacker«, sagte Mas. 
»Da steckte mehr dahinter.«  (dpa/jW)

Desertierte, weil er nicht an US-Kriegsverbrechen beteiligt sein wollte: André Shepherd am 27. November 2008 auf einer 
Pressekonferenz in Frankfurt am Main
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Salamitaktik
Budapest ist im Clinch mit Washington 

und Brüssel. Moskau bietet sich 
als Alternative an

Rüstungsatlas
Thüringen: Digitales Projekt informiert 

über Bundeswehrstandorte und 
Rüstungsschmieden im Freistaat

Schmiergeld
Kosovo: Ehemalige Staatsanwältin 

wirft EU-Mission Eulex Korruption 
vor. Bestechung von Richter

Arbeitskampf
Attacken haben Solidarität der 

Bahn-Beschäftigten gestärkt. 
Interview mit Claus Weselsky3 5 6 12
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Bilderschau
Die Preisträger des Leserfotowettbewerbs 
»Blende 2014« stehen fest. Am kommen-
den Freitag eröffnet die Ausstellung mit 
den prämierten Bildern in der jW-Laden-
galerie. Die Qualität der Einsendungen 
machte der Jury die Auswahl schwer

Generalanwältin des Europäischen Gerichtshofes zum Fall des desertierten GI  
André Shepherd: Begründeter Anspruch auf Schutz. Von Arnold Schölzel

Wirtschaftsminister geht auf Konfrontationskurs zum Umweltressort
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Die Preisträger des 
Fotowettbewerbs 
»Blende 2014«  
stehen fest

Die junge Welt-Jury des Leserfotowett-
bewerbs »Blende 2014« hat getagt 
und entschieden. Eine Auswahl der 
preisgekrönten Fotografien sehen 

Sie in dieser Beilage. Am kommenden Freitag 
wird in der jW-Ladengalerie um 19 Uhr die Aus-
stellung mit den prämierten Bildern eröffnet, 
zu der wir Interessenten herzlich einladen – zu 
Gesprächen, zu Getränken, zum Schauen.

Versprochen werden kann schon: Für Freunde 
guter Fotografie lohnt sich das Kommen. Für 
die Juroren (in diesem Jahr die Fotografen Yusuf 
Beyazit und Andreas Domma, Sabine Koschmie-
der-Peters von der jW-Fotoabteilung sowie die 
Verlagsmitarbeiterinnen Nora Krause und Belin-
da Wolff) und die gesamte jW-Mannschaft ist es 
jedes Jahr aufs neue faszinierend, welch künst-
lerische Qualität sich unter den eingesandten 
Wettbewerbsbeiträgen findet. Strenger Grund-
satz der »Blende« ist ja, dass sich nur Amateur-
fotografen – man sollte vielleicht »sogenannte« 
sagen – beteiligen dürfen. Denn das Resultat 
ist immer wieder erstaunlich: Aufnahmen, die 
den Vergleich mit Bildern berühmter Fotografen 
nicht scheuen müssen. Das betrifft die Motive, 
die Flächenaufteilung, die Kontrastgestaltung, 
die Ausstrahlung – kurz die Fähigkeit, soziale 
oder politische Verhältnisse abzubilden, großar-
tige grafische Lösungen zu finden oder ironisch 
auf Zeitgenossen, auch auf sich selbst, einzuge-
hen. Das ist nach unserer Meinung wieder gut ge-
lungen, vom Titelbild dieser Beilage angefangen 
bis zu den preisgekrönten Arbeiten zum Thema 
»Mein soziales Netzwerk« für Jugendliche.

Wie stets fiel die Auswahl schwer. Diesmal 
hatte die Jury 342 Bilder zu begutachten, die 
71 Teilnehmerinnen und Teilnehmer geschickt 
hatten, darunter 13 Jugendliche unter 18 Jahren. 
Das liegt im Durchschnitt der letzten Jahre, aber 
es gibt eine Besonderheit: Alle 16 Bundesländer 
sind vertreten (plus zwei Teilnehmer aus Polen 
sowie einem aus der Schweiz). An der Spitze 
liegen übrigens Berlin mit 15 Einsendungen und 
Nordrhein-Westfalen mit zwölf Teilnehmenden. 
Mit Ausnahme der Hauptstadt sind die westdeut-
schen Länder insgesamt weitaus stärker vertreten 
als die ostdeutschen.

Die Einsendungen zu den vorgegebenen The-
men der »Blende 2014« verteilen sich folgen-
dermaßen: »In Bewegung« und »Schwarzweiß« 
liegen mit 121 beziehungsweise 118 Beiträgen fast 
gleichauf. Zu »Schilder« gab es 84 Fotos und am 
Jugendwettbewerb »Mein soziales Netzwerk« be-
teiligten sich die Einsender mit 19 Bildern.

Wir gratulieren allen preisgekrönten Teilneh-
mern und laden noch einmal herzlich zur Ausstel-
lungseröffnung ein. Verlag und Redaktion
n Ausstellungseröffnung und Preisverleihung:  

14. November, ab 18.30 Uhr, jW-Ladengalerie, 

Torstr. 6, 10119 Berlin

Blende 2014 Fotowettbewerb
jungeWelt-Spezial, Mittwoch, 12. November 2014, Nr. 262

Erstaunliche 
Bilder

Till Theißen (22) aus Berlin hat mit diesem Foto (Titel »Fischer«) den 1. Preis in der Kategorie »Schwarzweiß« gewonnen

Bundeswirtschaftsminister Sig-
mar Gabriel lehnt staatliche 
Eingriffe zur Beschleunigung 

des Ausstiegs aus der Kohleverstro-
mung ab. Dies geht aus einer Erklä-
rung aus seinem Haus hervor, über die 
am Dienstag die Nachrichtenagentur 
Reuters berichtete. Auf jW-Nachfrage 
dementierte das Ministerium jedoch, 
dass es sich dabei um ein Posititions-
papier handle und versandte einen 
Text Gabriels, in dem dieser Stel-
lung zu den Plänen des schwedischen 
Staatskonzerns Vattenfall nimmt, sich 
aus dem Braunkohlegeschäft in der 

Bundesrepublik zurückzuziehen. Reu-
ters zitiert ihn indes mit der Aussage, 
er sei »sicher, dass die Frage, wel-
che Kraftwerke am Netz bleiben und 
welche stillgelegt werden, die Unter-
nehmen entscheiden sollen und nicht 
der Staat«, die im jW vorliegenden 
Schreiben nicht zu finden ist. Bun-
desumweltministerin Barbara Hend-
ricks hatte deutlich gemacht, dass die 
deutschen Klimaziele angesichts des 
steigenden Ausstoßes von Kohlendi-
oxid (CO2) ohne staatliche Eingriffe 
nicht zu erreichen seien. Das Umwelt-
ministerium bekräftigte am Dienstag, 

dass bis 2020 der Treibhausgasausstoß 
um 40 Prozent gegenüber 1990 verrin-
gert werden müsse. Dies stehe im Ko-
alitionsvertrag. »Alle Sektoren werden 
einen Beitrag zum Erreichen des Ziels 
leisten müssen«, sagte ein Sprecher 
des Ministeriums. Ohne Eingriffe wird 
Deutschland sein Klimaziel Experten-
schätzungen zufolge um fünf bis acht 
Prozentpunkte verfehlen. Rund die 
Hälfte davon soll nach Plänen des Um-
weltressorts im Kraftwerkspark einge-
spart werden. Aufgrund der Überkapa-
zitäten auf dem deutschen Strommarkt 
wäre dies möglich, würde aber ange-

schlagene Kohleverstromer wie RWE 
treffen. Widerstand gegen staatliche 
Eingriffe kommt daher auch aus der In-
dustriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie und von der Landesregierung 
von SPD und Grünen in Nordrhein-
Westfalen. Gabriel warnte in seiner 
Erklärung derweil, wer gleichzeitig 
aus Atom- und Kohlestrom ausstei-
gen wolle, sorge »für explodierende 
Stromkosten, Versorgungsunsicher-
heit und die Abwanderung großer Teile 
der deutschen Industrie«.  (Reuters/jW)

n Siehe Seite 8

wird herausgegeben von  
1 602 Genossinnen und 
Genossen (Stand 5.11.2014) 
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  ACHT SEITEN EXTRA

Beschleunigte  
Asylverfahren
Berlin. Asylverfahren von Jesiden 
und Christen aus Syrien oder dem 
Irak werden ab sofort schneller be-
arbeitet. Mit Hilfe von Fragebögen 
könnten die Verfahren im Idealfall 
innerhalb von elf Tagen nach An-
tragstellung abgeschlossen werden, 
teilte ein Sprecher des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) am Dienstag in Nürnberg 
mit. Damit werde eine Erklärung 
der Innenminister von Bund und 
Ländern von Mitte Oktober um-
gesetzt. Diese strebte die schnelle 
Bearbeitung der Asylanträge von 
Flüchtlingen aus extrem unsicheren 
Herkunftsländern an. Ziel sei es, die 
Anträge anzuerkennen, noch bevor 
die Asylbewerber auf die Kom-
munen verteilt würden. Durch die 
Fragebögen könne in diesen Fällen 
meist auf eine mündliche Anhörung 
verzichtet werden. Bei der Gesamt-
zahl der Flüchtlinge in der BRD dau-
ert die Bearbeitung eines Antrags 
derzeit im Schnitt sieben Monate. 
 (dpa/jW)
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